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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Juli 1964 

6 — 68070 — 5744/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Steuerrecht in der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Richtlinie des Rats zur Harmonisierung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten betreffend die Umsatzsteuern. 

Der ursprüngliche Vorschlag war mit Schreiben des Herrn Bun- 
deskanzlers vom 17. Dezember 1962 — 8 - 68050 - 6401/62 — 
zugeleitet worden (BT-Drucksache IV/850, BR-Drucksache 
431/62). Er ist inzwischen in wesentlichen Teilen geändert wor- 
den und wird daher erneut vorgelegt. 

Die Neufassung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 12. Juni 1964 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem ursprünglichen Vorschlag 
ist bereits erfolgt. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Richtlinie des Rats 

zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
betreffend der Umsatzsteuern 

(Von der Kommission dem Rat vorgelcgt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbesondere 
auf die Artikel 99 und 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlamen- 
tes und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Ziel des Vertrages ist die Schaffung einer auf der 
Grundlage eines gesunden Wettbewerbs bestehen- 
den Wirtschaftsunion mit den Eigenschaften eines 
Binnenmarktes; 

Voraussetzung für die Erreichung dieses Zieles 
ist die Anwendung von Rechtsvorschriften in den 
Mitgliedstaaten betreffend die Umsatzsteuern, durch 
welche die Wettbewerbsbedingungen nicht ver- 
fälscht und der freie Waren- und Dienstleistungs- 
verkehr im Gemeinsamen Markt nicht behindert 
werden; 

die zur Zeit in Kraft befindlichen Rechtsvorschrif- 
ten entsprechen den genannten Voraussetzungen 
nicht, weil einerseits die in fünf von sechs Mitglied- 
staaten angewendeten kumulativen Mehrphasen- 
steuersysteme nicht wettbewerbsneutral sind und 
andererseits alle derzeitigen Rechtsvorschriften für 
den Warenverkehr innerhalb der Gemeinschaft eine 
Besteuerung bei der Einfuhr und eine Entlastung bei 
der Ausfuhr vorsehen, was die Beibehaltung von 
Steuergrenzen zwischen den Mitgliedstaaten nach 
sich zieht; 

cs liegt somit im Interesse des Gemeinsamen 
Marktes, eine Harmonisierung der Rechtsvorschrif- 
ten für die Umsatzsteuern vorzunehmen, um soweit 
als möglich jene Faktoren auszuschalten, die geeig- 
net sind, die Wettbewerbsbedingungen sowohl auf 
nationaler Ebene als auch auf Gemcinschaftsebcnc 
zu verfälschen und um die Be- und Entlastungsmaß- 
nahmen im Warenverkehr zwischen den Mitglied- 
staaten zu beseitigen; 

die Untersuchungen auf dem Gebiet der Umsatz- 
steuern haben gezeigt, daß die Harmonisierung zur 
Beseitigung der kumulativen Mehrphasensteuer- 
systeme und zur Annahme eines gemeinsamen 
Mehrweitstcuersystems seitens aller Mitgliedstaa- 
ten führen muß; 


die größte Einfachheit und Neutralität eines 
Mehrwertsteuersystems wird erreicht, wenn die 
Steuer so allgemein wie möglich erhoben wird und 
ihr Anwendungsbereich alle Stufen der Produktion 
und des Vertriebs sowie den Bereich der Dienst- 
leistungen umfaßt, so daß es folglich im Interesse 
der Mitgliedstaaten und des Gemeinsamen Marktes 
liegt, als gemeinsames System eine auch den Einzel- 
handel einbeziehende Mehrwertsteuer anzunehmen; 

nach derzeitiger Vorausschau würde die Einbe- 
ziehung des Einzelhandels in den Anwendungsbe- 
reich der gemeinsamen Steuer jedoch in einigen 
Mitgliedstaaten auf bestimmte Schwierigkeiten 
praktischer und politischer Art stoßen; aus diesem 
Grunde muß den Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
belassen werden, den Anwendungsbereich des ge- 
meinsamen Systems bis auf die Großhandelsstufe 
einschließlich zu beschränken und eventuell auf der 
Einzclhandelsstufe autonom eine ergänzende Steuer 
zu erheben; 

ein schrittweises Vorgehen ist notwendig, da die 
empfohlene Harmonisierung der Umsatzsteuern zu 
erheblichen Änderungen in der Steuerstruktur der 
Mitgliedstaaten führen und weitreichende Folgen 
budgetärer, wirtschaftlicher und sozialer Art haben 
wird; 

die Ersetzung der in den meisten Mitgliedstaaten 
geltenden kumulativen Mehrphasensteuersysteme 
durch das gemeinsame System einer Mehrwertsteuer 
wird, auch ohne gleichzeitige Harmonisierung der 
Sätze und Befreiungen, eine Wettbcwerbsneutralität 
in dem Sinne herbeiführen, daß innerstaatlich gleiche 
Waren ohne Rücksicht auf die Länge des Waren- 
weges gleich hoch belastet werden und daß im 
grenzüberschreitenden Warenverkehr die Belastung 
der Waren bekannt ist, damit der Umsatzsteueraus- 
gleich exakt vorgenommen werden kann; in einer 
ersten Stufe ist deshalb die Annahme eines gemein- 
samen Mehrwertsteuersystems durch alle Mitglied- 
staaten vorzusehen, ohne jedoch harmonisierte 
Steuersätze und -befreiungen vorzuschreiben; 

es steht den Mitgliedstaaten frei, in der ersten 
Stufe gewisse Änderungen ihrer derzeitigen 
Systeme im Hinblick auf die schrittweise Anpas- 
sung an das künftige System vorzunehmen; hierzu 
sind jedoch die Kommission und die anderen Mit- 
giiedstaaten zu hören, um unausgewogene Anpas- 
sungen zu vermeiden, die eine normale und schritt- 
weise Entwicklung des Warenaustausches zwischen 
den Mitgliedstaaten stören könnten; 
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es läßt sich heute noch nicht voraussehen, in wel- 
cher Frist sämtliche für das Ziel der Beseitigung der 
Steuergrenzen erforderlichen Voraussetzungen er- 
füllt werden können; es ist also besser, die zweite 
Stufe und die in ihr zu treffenden Maßnahmen spä- 
ter festzulegen, und zwar auf Grund geeigneter, 
von der Kommission dem Rat zu unterbreitenden 
Vorschläge — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten ersetzen ihr derzeitiges Um- 
satzsteuersystem durch das in Artikel 2 bezeichnete 
gemeinsame Mehrwertsteüersystem. 

Die nationalen Gesetze, die diese Ersetzung zum 
Gegenstand haben, werden vor dem 1. Januar 1968 
verkündet und treten zu einem von jedem Mitglied- 
staat zu bestimmenden Zeitpunkt, spätestens am 
1. Januar 1970, in Kraft. 

Mit dem Tag des Inkrafttretens der betreffenden 
Gesetze ist die Anwendung von pauschalen Aus- 
gieichsmaßnahmen bei der Einfuhr und Ausfuhr im 
Warenverkehr zwischen den Mitgliedslaaten nicht 
mehr zulässig. 

Artikel 2 

Grundgedanke des gemeinsamen Mehrwertsteuer- 
systems ist, auf Gegenstände und Dienstleistungen 
eine allgemeine Verbrauchsteuer anzuwenden, die 
im genauen Verhältnis zum Preis der Gegenstände 
und Leistungen steht, wie groß auch die Zahl der 
Umsätze auf dem vor der Besteuerungsstufe lie- 
genden Produktions- und Vertriebsweg sein mag. 

Auf jeder Wirtschaftsstufe ist die auf den Preis 
des Gegenstandes oder der Dienstleistung nach dem 
auf den Gegenstand oder die Dienstleistung anwend- 
baren Steuersatz berechnete Mehrwertsteuer unter 
Abzug des Mehrwertsteuerbetrages fällig, der die 
verschiedenen Kostenelemente, die geeignet sind 
zur Preisbildung beizutragen, unmittelbar belastet 
hat. 

Das gemeinsame Mehrwertsteuersystem wird bis 
zur Einzelhandelsstufe einschließlich angewendet. 
Es steht den Mitgliedstaaten jedoch frei, den An- 
wendungsbereich dieses Systems bis auf die Groß- 
handelsstufe einschließlich zu begrenzen und even- 


tuell auf der Einzelhandelsstufe eine autonome zu- 
sätzliche Steuer zu erheben. 

Artikel 3 

Die Kommission unterbreitet dem Rat spätestens 
am 1. April 1965 Vorschläge hinsichtlich der Struk- 
tur und der Anwendungsmodalitäten für das ge- 
meinsame Mehrwertsteuersystem. 

Artikel 4 

Die Kommission unterbreitet dem Rat vor Ab- 
lauf des Jahres 1968 Vorschläge darüber, in welcher 
Weise und binnen welcher Frist die Harmonisierung 
der Umsatzsteuern ihr Endziel erreichen soll, näm- 
lich die Beseitigung der Besteuerung bei der Einfuhr 
und der steuerlichen Entlastung bei der Ausfuhr im 
Warenaustausch zwischen den Mitgliedstaaten unter 
Wahrung der Neutralität dieser Steuern in bezug 
auf den Ursprung der Gegenstände und Dienstlei- 
stungen. 

Dabei sollen das unterschiedliche Verhältnis zwi- 
schen direkten und indirekten Steuern in den Mit- 
gliedstaaten, die Auswirkung einer Änderung der 
Steuersysteme auf die Steuer- und Haushaltspolitik 
der Mitgiiedstaaten und der Einfluß der Steuer- 
systeme auf die Wettbewerbsverhältnisse und die 
sozialen Verhältnisse in der Gemeinschaft berück- 
sichtigt werden. Der Rat trifft seine Entscheidung 
vor Ablauf der Übergangszeit. 

Artikel 5 

Beabsichtigt ein Mitgiiedstaat, Maßnahmen zu 
treffen, um die Anpassung seines geltenden Systems 
an das gemeinsame Mehrwertsteuersystem zu er- 
leichtern, so setzt er sich mit der Kommission so 
rechtzeitig ins Benehmen, daß diese die geplanten 
Maßnahmen mit allen Mitgliedstaaten beraten kann. 

Diese Beratungen, für die das Verfahren vom 
Rat auf Vorschlag der Kommission festgelegt wird, 
sollen vor allem dazu dienen, unausgewogene A*n- 
passungen zu vermeiden, die die Handelsbedingun- 
gen zwischen den Mitgliedstaaten in einer dem ge- 
meinsamen Interesse zuwiderlaufenden Weise ver- 
ändern könnten. 

Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
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